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Heike Gabl
Die erste Entlassung

Betr.: Verwaltungsstreitsachen Heike G 0 h 1
-- wegen Entlassung aus dem Beamtenverhältnis auf Probe

Hamburg. den 12. Oktober 1979- P 13 -

Senat der rrnien und Hansestadt Hnmburg
::ICU.lISJIOl fürJcll V",'\vahul1t:'"uicoot

Personalamt

Heike Gohl arbeitete seit 1967 als Lehrerin in Hamburg-Billstedt und unterrichtete
die Fächer Englisch, Gemeinschaftskunde und Religion. Sie war trotz Warnungen des

Verfassungsschutzes eingestellt worden. Die Zweite Lehrerprüfung hatte sie 1970

mit »gut« bestanden. Die Schülerinnen und Schüler hatten sie zur Vertrauenslehrerin

gewählt.
Gohl war die erste Lehrerin, die in Hamburg wegen Aktivitäten in der DKP ent­

lassen werden sollte. Am 23. 11. 1971 veröffentlichte der Senat die als Senatsbeschluss
bekanntgewordene Pressemitteilung, um diesen Schritt öffentlich zu rechtfertigen.

Das Verwaltungsgericht

beurteilte 1975 die geplante Ent-
lassung als unzulässig. Die Stadt

legte Berufung ein. Während des

knapp neunjährigen Gerichts-
verfahrens konnte Gohl weiter

unterrichten. Im Zuge der Libera­

lisierung wurde sie 1980 auf
Lebenszeit verbeamtet. Sie ist

2000 verstorben.
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Nach dem anliegenden Schreiben von Herrn Rechtsanwalt Fülleborn
vom 1. 10. 1979 muß davon ausgegangen werden, daß eine Beendigung
des beim Hamb. ave anhängigen Entlassungs-Prozesses durch Vergleich,
\vie in der Sache der Frau _. nicht zu erreichen ist. Herr
Fülleborn hat mich noch fernmündlich darüber informiert, daß der
Btirgermeister bei der in dem Schreiben erwähnten Veranstaltung am
27. 2. 1979 (Juso-Veranstaltung zum Thema urst der Radikalenerlaß
vom Tisch?U) Herrn Daschner - GEW - eine BerufW1gsrüclmahme zugesi­
chert haben soll.

» Es muss nach allem damit
gerechnet werden, daß im
Falle eines Verwaltungsstreit­
verfahrens auch eine auf § 33
Abs. I Nr. 2 HmbBG gestützte
Entlassung der Heike Gohl
schon aus rechtlichen Grün­
den aufgehoben wird.«

Das Senatsamt schätzte - ebenso
wie das Rechtsamt - die Entlas­
sung von Heike Gohl als rechtlich
schwer umsetzbar ein. Trotzdem
beschloss der Senat diese am
I6. I I. I97 I.

i'!ir hatten seinerzeit bei der Berufungseinlegung gegen das recht
ordentliche VG-Urteil vom 30. 10. 1975 in Rechnung gestellt, daß
der als Extremistenbeschluß bekanntgewordene Senatsbeschluß vom
23. 11. 1971 in der Sache der Frau Gohl ergangen war, und dieser
Beschluß nicht durch Rechtskraft des Urteils in Frage gestellt
werden sollte. Von den Aktivitäten her war an dem Fall von Anfang <.Ir.

deshalb nicht viel dran, weil Frau Gohl spätestens im Mai 1971
ihre SDAJ-Funktionen auf'gegeben hatte und seitdem nur schlichtes
DKP-Mitglied war. Schlichtes mIT-Mitglied ist sie bis heute geblie­
ben, was im Hinblick darauf, daß sie die Tochter des Altkommunisten

~~;~d~td±~~~~~;~:~t~e~e~~~-;~k~~~n:~~g:~~~~eG~~~Jif~~~~~~
richt vom 29. 6. 1979 als gute Lehrkraft aus, die, was die Ver­
fassungs treue anbelangt, in der ganzen Ze.i. t seit der Entlassungs­
entscheidung nicht irgendvlie aufgefallen ist. Im Konfliktfall .....rt1rde
sie sehr wahrscheinlich auf der Seite ihres Ehemaw.es stehen, und
wo der steht, ist für mich nicht zweifelhaft, was die BSJB aller-

\

dings etwas anders zu sehen scheint. Gleichwohl schlage ich \.U1ter
Einschtitzung der Prozeßaussichten hier Berufungsruckn.ahme vor.
l'11r würden damit zeigen, daß der Senat der Klage stattgebende
Urteile, wenn er sie für vertretbar hält, zu akzeptieren durchaus
bereit ist.

2) Wv.:

Karl-Heinz Delius, Beamter im Senatsamt, erörterte I979 die
Entwicklungen im Verfahren von Heike Gohl. In erster Instanz
war die Stadt unterlegen.

StA HH, I3'-", IlII



Heike Gohl (2. v. links) auf einer Demonstration 1980

Foto: Privatbesitz

Helke Gohl ist Lehrerin in Hamburg, geachtet
VOll ihren Kollegen und von den Eltern ihrer
Schlilcr.lhretwC{l:cn wurde dnSenatsbcSchluß
gefaßt, UUI sie und andere Lehrer entlassen zu
können. Der Beschluß richtet sich gegen fort~
schrittlicheLch.rcrund andere Beschiftigtc des
öffcnilichcnDieoste5.WasAntikommunismus
aJsStaatsdoktrin bt:dcutct, das eelebten unsere
Mitarbeiler Güntcc Stillmann (Tcll,"t) und
Jochen. Moll (Fotos) in Haroburg.

Pelcr Gohl helm Geogu·
phicunlcrridl! indncr
siebcnll:Jl Klas.c. Seinen
Lchr;il1{u;l~ an der Uni­
\'cfsiritd3rfdcrancrbnnr
hodtqu3/iliziem: l'ad·

~~~~ft~;;~~1~~:~~7; =I~il I?t

In der DDR wurde das Thema »Berufsverbote«
propagandistisch genutzt. Verschwiegen wurde dabei
die politische Verfolgung im eigenen Land.
StA HH, 131-1I, 1711, Neue Berliner Illustrierte, 53/72
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Sabine Breustedt
Späte Einstellung

~ Sabin. B r • u • t • d t

MitgU.d d.. 0

Teilnahme an einer Demoaatration
"gegen die reaktionär. Jugend­
und Bildungspolitik des Hamburg.r
Senats" (Mitvaranetalter ES)

T.ilnahm. an m.kr.r.n Vollv.r­
~a~.lunc.n d.r KB-B.eirkaorcani­
e.tion Harburc-Wilk.lmaburc

T.ilnskm. am Marach auf daa
"Hau. der JuC.nd"
(AkUon Yon 0, RBJ u. SDAJ)

1974/75

Oktober 1974

Seit 1972

Nov••b.r 1974

Sabine Breustedts politisches Interesse wurde im Mai 1968 geweckt. Als 19-jähriges

Au-Pair-Mädchen erlebte sie die studentische Revolte in Paris. Danach studierte
sie in Hamburg Englisch und Französisch auf Lehramt und engagierte sich im Sozialis­

tischen Studentenbund (SSB, Hochschulgruppe des KB).

Nach dem zweiten Staatsexamen bewarb sie sich 1975 für den Schuldienst

und hatte bereits eine mündliche Zusage von einem Gymnasium, wurde aber nicht

eingestellt.
1980 gewann sie jedoch in

dritter Instanz vor dem Bundes-

arbeitsgericht und war von 1981
bis zu ihrem Ruhestand 2008

in Hamburg als Lehrerin tätig.

In den sechs Jahren bis zur Ein­

stellung hatte sie als Fremd­
sprachenkorrespondentin in einer
großen Werft und als Angestellte

in der Evangelischen Studenten­

gemeinde gearbeitet.
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Der Verfassungsschutz meldete 1975 über Breustedt vergleichs­
weise geringfügige Aktivitäten. Einfache Mitgliedschaften
sowie die Teilnahme an Veranstaltungen oder Demonstrationen
sollten eigentlich nicht geahndet werden.

StA HH, '3'-", '775

» Dabei ist deutlich geworden, daß
die - auch persönliche - Begegnung
mit Einzelproblemen und Wider­
sprüchen in der gesellschaftlichen
Wirklichkeit zu einer persönlichen
Betroffenheit und Engagement der-
Bewerberin geführt hat, die von
dem Bemühen gekennzeichnet sind,
an der Lösung der sie und andere
Menschen betreffenden Probleme
und Konflikte mitzuwirken.«

Im Ernennungsvorschlag von 1981
beurteilte der Beamte der Schulbehörde
Dirk Reimers Breustedt positiver.
Grundlage war eine erneute Anhörung,
in der sie sich offener über die
Motive für das eigene Engagement
geäußert hatte.

D.....ber 1974 T.ilnahma an Solidarit~tev.ran­

etaltung d.e 0 tar itali.niaek.
revolution_re Organisationen, u.a.

-Lotta Continua



Hamburger Lehrerin gewann
vor Bundesarbeitsgericht

Behörde will sie nicht einstellen
Hamburg - Fünf unendlich, erfolgreichem Abschluß ihres

lange Jahre kämpfte eine junge Refendariats (Englisch und
Hamburgerin um das Recht, Französisch) als Bewerberin
ihren erlernten Beruf als Leh- für das Lehramt abgelehnt
rerin ausüben zu können. Die worden. Grund: Sabine :ßreu­
Aussicht auf Erfolg war etwa Istedt hatte 1975 an Veranstal­
so groß, wie Don Quichottes I tungen der .. Hamburger Ak­
\'ergeblicher Kampf gegen die I tionseinheit gegen die reaktio­
Windmühlenflügel. Denn: Sa-I näre Bildungspolitik des Ham­
bine Breustedt (30) ist ein amt-· burger Senats" teilgenommen.
lieh und gerichtlich ermittelter . Darin hatten sich derzeit
und verurteilter ..Berufs- rund 90 politische Organisa­
\'erbot-Fall." tionen zusammengeschlossen

Was gestern vom Bundesar- - eine von ihnen war der
beitsgericht aus Kassel kam, "Kommunistische Bund".
ist dann auch mehr als ein Teil Weil sich Sabine Breustedt
Gerechtigkeit - es ist eine Sen- nicht von einer Zusammenar­
sation in der "Berufsverbote"- beit mit den Kommunisten di­
Rechtssprechung. Das oberste stanziereo wollte. galt es als
Arbeitsgericht f,Hlte eine Ent- erwiesen, daß man an der Ver­
scheidung gegen das Hambur- fassungstreue der Jung-Lehre­
gel' Landesarbeitsgericht und 1rin Zweifel haben müßte. . .
den Senat. Das Urteil gegen Rechtsanwalt Uwe Mäffert
die Lehrerin wurde aUfgehO-\ rechnet in zwei, drei Monaten
ben und an das Landesarbeits- mit der Kasseler Urteilsbe­
gericht -der Hansestadt zu- gründung und einem schnellen
rückgewiesen. iTermin beim Hamburger Ar-

Sabine Breustedt war nach i beitsgericht.

Fünf Jahre nach Breustedts Ablehnung
wertete das Bundesarbeitsgericht diese
1980 als unzulässig.
Hamburger Morgenpost, 2r. 3. r980

GEWERKSCHAFT ERZIEHUNG UND WiSSENSCHAFT

BuncklltelJe fOr Redlfmnuh:

I 53

Frau
Sabine Breustedt

2102 Hamburg 93

Fährstr. 87

Rudolf Garmatz
Vorsilz:ender der BundessteIle

2 Hamburg 55~BIClnh".I.,den 17.8.75
Guldtweg 5 . Telefon (040) 86 85 60

Unsere RedltlJchull:·Nr.

Ihr Sdlrdben vom

Dlm:h5cnrift an die l(lndurechtud'lutntllUe

Sehr geehrte Frau Breustedt!

Das Personalamt hat geschrieben: IISie sind seit 1972 Hitglied des
Kommunistischen Bundes (KB) •• l1 Sie haben nichts vorgetragen, daß
diese BehauptunG nicht zutreffe.
So könnte es sein, daß Sie einer Organisation angehören, die unter
den Abgrenzu....lgsbeschluß des DGB fällt. Ich bitte mit dem Vorstand
des Landesverbandes Hamburg der GEll zu klären, ob das zutrif'f't.
Bevor nicbt die Berechtigung der Hi tffliedschaft in der GE''''
geklärt ist, dürfen wir Rechtsschutz nicht gewähren.

Mi t kollegialem Gruß

Sabine Breustedt erhielt zunächst keinen
Rechtsschutz (Kostenübernahme der
Gerichts- und Anwaltskosten) der GEW, da die
Gewerkschaft einen Unvereinbarkeits­
beschluss mit den K-Gruppen beschlossen
hatte.
Archiv der GEW-Hamburg, Mitgliederunterlagen
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Wilhelm Stäglich
Finanzrichter und Holocaustleugner

Wilhelm Stäglich, geb. 1916, war seit 1957 Finanzgerichtsrat in Hamburg. Der ehemalige
Wehrmachtsoffizier war Funktionär der rechtsextremen NPD, die in den 1960er Jahren
in mehrere Landesparlamente eingezogen war.

1972 versuchte der Senat, Stäglich zu entlassen. Der zuständige Richterdienstsenat
des Hanseatischen Oberlandesgericht versagte jedoch seine Zustimmung, da die
NPD nicht verboten war. Nachdem Stäglich 1973 in einer rechtsextremen Zeitschrift den
Holocaust geleugnet hatte, wurde er 1974 auf eigenen Wunsch in den Ruhestand
versetzt.

Auf Antrag des Senats wurden ihm im Rahmen eines Disziplinarverfahrens
1975 die Ruhestandsbezüge gekürzt. Der Richterdienstsenat sah den Artikel als Verstoß
gegen die Zurückhaltungspflicht des Beamten an. Stäglich starb 2006.

54 I

Von 1963 bis 1965 standen 22 ehemalige Aufseher des Konzentrations- und Ver­
nichtungslagers Auschwitz vor Gericht (hier: Gerichtssaal im Frankfurter Bürger­
haus 1964). Auf diesen Prozess verwiesen die Richter im Fall Stäglich.

Foto: picture alliance



Auftritt der belgischen rechtsradikalen Gruppe Vlaamse
Militanten Orde (VMO) auf dem NPD-Parteitag, November I976,
Frankfurt am Main
Foto: picture alliance

» Die unter der nationalsozialistischen
Herrschaft u. a. und insbesondere in
Auschwitz begangenen Verbrechen sind
eine bittere, aber unausweichliche Wahr­
heit, die nach Aufklärung des Sachver­
halts durch die in der Bundesrepublik
Deutschland hierüber geführten Straf­
prozesse jeder vernünftig und redlich
denkende Mensch als solche anerkennen
muß. Dies ist umso mehr von einem
Richter zu erwarten, dem kraft seines
Amtes die Wahrung des Rechts und
damit auch die vorurteilsfreie Feststel­
lung von Tatsachen anvertraut ist.«

Der Richterdienstsenat sah die Leugnung des
Holocaust als Verstoß gegen die Zurückhal­
tungspflicht im öffentlichen Dienst an. Stäglich
habe das Ansehen des Beamtentums »in be­
deutsamer Weise« beeinträchtigt.

Richterdienstsenat bei dem Hanseatischen Oberlandes­
gericht, Urteil, RDS 1/74 RDK!r73, 1. 7. '975, S. 24

» Zur freiheitlichen demokratischen Grund­
ordnung als einer rechtsstaatlichen Herr­
schaftsordnung, die u. a. auf der Achtung
vor den im Grundgesetz konkretisierten
Menschenrechten [...} und damit insbeson­
dere auch dem Grundrecht der Gleichheit
aller Menschen [...} beruht, steht jeder An­
tisemitismus im Widerspruch [...}.«

Die Richter beurteilten den Antisemitismus in
Stäglichs Aufsatz als Verstoß gegen die Pflicht des
Beamten, sich zur freiheitlichen demokratischen
Grundordnung zu bekennen.
Richterdienstsenat bei dem Hanseatischen Oberlandes­
gericht, Urteil, RDS 1/74 RDK/173, 1. 7. '975, S. 36
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Hartmut Scharmer
Verfassungstreue in der juristischen Ausbildung?

man-ve

30. Dezember 1974
410

i
V

I

MitPostzustellungsurkunde
2 H a mb u r g 19

~lethfesselstr. 41

1) 'Herrn
Hartmut Scharmer

113.40-10/2.4,7

Sinot der Freien und HansestadT Hcmburq
Sen;tWml für cle'l Ven'71ltlw8sdie05t

.I:'euonalamt

Hartmut Scharmer hatte von 1968 bis 1974 Jura studiert. Bei der Zulassung zum
Rechtsreferendariat wurde seine Verfassungstreue angezweifelt. Das Referendariat
mussten auch jene absolvieren, die - wie Scharmer - später nicht im öffentlichen
Dienst, sondern als Rechtsanwalt arbeiten wollten. Durfte der Staat höhere An­
forderungen an den Referendar stellen als an Anwältinnen und Anwälte?

Um Scharmer den Abschluss der Ausbildung und damit auch die freie Berufswahl
zu ermöglichen, wurde er als Angestellter und nicht - wie üblich - als Beamter
eingestellt. Hamburg war hier liberaler als andere Bundesländer, die den Zugang zum
Referendariat schärfer regelten. 1976 schaffte der Senat die Überprüfung im Refe­
rendariat ab.

Scharmer arbeitete ab 1977

als Rechtsanwalt vor allem im
Bereich Arbeitsrecht. Von 1993 bis
2016 war er in der Rechtsanwalts­
kammer tätig, die letzten zehn
Jahre als Hauptgeschäftsführer.
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Sehr geehrter Herr Scharmer I

Sie haben sich bel dem Hanseatischen Oberlandesgericht um Zulassung
zum juristischen Vorbereitungsdienst unter Berufung in das Beamten­
verhältnis auf' Widerruf beworben.

Nsch § 6 Abs. 1 Nr. 2 des Hamburgischen Beamtengesetzes derf in

g~:t:~~~::V:~~;~~;:e~~rti:~~:nf~:rg:~tlr~~e~:m~~~S~h;Uarund-
ordnung 1m Sinne des Grundgesetzes elntrltt.

Das Senatsamt für den Verwaltungsdlenst ist Uber folgende Tatsachen
unterrichtet worden:

Im Dezember 1969 weren Sie GrUndungsm1tglied des Vereins "Gesell­
schaft für Recht Wld Politik" und haben des Gründungsprotokoll
dieses Vereins unterzeichnet. Dieser Verein iat ein Vorläufer des
"Initiativ-Komitees Arbelterhilte e. V. ft, der Recbtsh11:feorganisa­
t10n des KB. Im Juli 1971 wurden Sie vom Studentenparlament als
Mitglied des KHB in den Wirtschaftsret der Universität Hsmburg
gewählt. Im August 1971 'WUrden Sie .zum zweiten Vorsitzenden der
"Gesellscheft für Recht und Politik" gewlihIt. Im September 1971
waren Sie Mitglled der Redaktion der Studentenzeitung "Rote Presse".
Im Januar und Februer 1972 wurden Sie bei der Studentenperlaments­
wehl als Angehöriger der Sympethisanten des KB in die Reserveliste
Jure gswllhlt. Im Mai 1972 waren Sie verantwortlich für den Schrift­
wechsel der "Gesellschaft für Recht und Politik". Im Oktober 1972
wurden Sie in den Vorstand dee "Initiativ-Kom1tees Arbeiterhilfe e.V."
eIs Beisitzer gewl!hlt. In der Zeit zwischen Oktober 1973 Wld April
1974 hsben Sie die Anmeldungen für Sammlungen für das "Initietiv­
Komitee Arbeiterhilfe e.V." besorgt.

Diese Tetsechen sind geeignet, Zweifel an Ihrem jederzeitigen Ein­
treten für die freiheitliche demokratische Grundordnung zu begrUnden.
Ihnen wird hierm1t Gelegenheit gegeben, sich bis zum 10.1.1975
schriftlich oder mUnd11ch gegenUber dem Senatsamt für den Verwal­
tUllgsdienst zu den genannten Vorgllngen zu äUßern. Falls Sie eine
mtindllche Äußerung wUnschen, werden Sie gebetenJ sich vom Senatsamt
ror den Verwaltungsdienst unter der Rufnummer 3

t
t> 81 410 einan Termin

geben zu lassen.
Hochach svoll

Fl ~ke

Das Senatsamt informierte Scharmer 1974 über die möglichen
Zweifel an seiner Verfassungstreue und die Angaben des Verfas­
sungsschutzes.

StA HH, '3'-II, '797
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1977 wurde Haltmut Scharmer als Rechtsanwalt in Hamburg zugelassen
und trat in die Hanseatische Rechtsanwaltskammer ein.
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Privatbesitz

Mt

RATGEBER SenatS<'lmt fllr den Verwaltune;sdienst 11. November 1975

t~:.. _.
.~

,;r,·
.~-'

EIlSrE ORIENTIERUNGSHILFE IN RECHTSFRAGEN

Inhaltsvel'";;r:eichni s

I. 1.~leld~bestill'llllungCln••••••..••.••••••••••••••••••••• 2
2. Personsl1enfes t. teIlung •••••••••••••••••••••••••• 4
3.Vorlaüfige lre!ltnaI1Jile •••••• ~ •..••••••••••••.•••••• 5

~:~~:~~~~~~~~~c:~~.~~~~~~~~~:::::::::::::::::::::::z
6 .Untersuchungshaft •••••••••••••••••••••••••••••••• 9

11. 1. Demonstr.... tion!lrecht •••••.••••.•••••••..••••••••• 11:1
2.Pre••erecht ••••••••••.••.••••••••••.•••••..•.••• 18
2.1.IllIpreasum ••••••••.•••.•••••.••.••...••.•.••••• 18
2.2. Gegendar"t.ellung •••••-•..•••.••••••••••••.•...• 19
2.,.Verteilen •••••••••••.••••••••••..........•..• 19
2.If.Beschla~nahJlle •••••••••••••••.••.•.....•.••••• 22

An die 'J'l?i,lnehmer dp.r Sltzunp; yClrtp.i1t

Str!.'nf! vf'rtr1\ullch l

ll1edcT'~chrlft Uber die Sitzung der Senatskoomission fUr die
Deh;::ndlune von Extremisten in der Verwaltung

Ce""enstand:

6. Fraee der Zulassung von Rechtsanwälten zu Anhöl-unßsgespriichcn

~~~~l~~nv~~C~j:~~i;7/~vT~Pl~;72Z:~~1~7~1To~e~c~~:~f~ .g~r9~5m-
- einzicer T.'leesordnlln~spunl;:t)

~: HCfT Z\-Ieitcr Bilr!!err.lelster Professor Dr. Bb.I]o..,

Herr Senator Professor Dr. KlUB

Herr Staatsrat Rademacher

Herr Staat::;rat Dr. Frenzel

Herr Staatsrat Dahrendorf

Herr Staatsrat /benu

Herr Sta:::.tsrot Dr. I,iebrecht

.~

.:f
j~
:~:,
'.;,:;

6. flett·.· Frnl"'f! rier l'.ulFl:>sunr von nl'!<':htsamMlten zu Imhtlrl.lnll:s­
o'ipr:;c!len .(I;'lcb__l)l'1). J\if,:.i}tlj,!1j,J:nL.~Qm.11)_._7, lq?/1

111. 1.Arb.iterecht. .•••••••....•••.•••••••.•.•.•••••••• 26
1.1.ordentliche Kündig\lng: ••••••••••••••••••••••••• 26
1.2.ordentliche Kündigung von Betrieber.. ten ••••••• 2.9
1.3.außerordentliche Kündigung •••••••••..•.••••••• ,o1.".Kündigungs "chu tzproßez •••••••••••••••••••••••• , 1

IV. RiChtlinien für den Aufbau einer Arbeiterhil.fc •••• 32

f--
Err;!'!oni5: _ ----

Die l(ommi~sion beschließt einstimmig:
V. St1chwortverzeichnia ••••••••••••••••••••••••••••••"

Dils Urteil oe!; lIm:lburgischen Oberver~mltunl!secrichtsin
tkr ~nche Sch;"rf'l(~r vom 1.8.1975 bet!'. die Zulas::;une VOll
Hcct,tS::lI\...,;iltcn hel cl"n AnhörunC5cesprnchen t'l1rd ..1::: cml­
LoiHtic- beb'achtet. Dar. Senat:;:cmt f'ur den Verl'!31tunssdienst
,··.lNI :lncewic~cn, danach zu verfahren.

2.Auflage Juli '73

INITIAnVKOMITEE
ARBEITERHILFEe.tI.
HAMBURG

2 Mark

An diesem Rechtsratgeber des KB-nahen Initiativ­
komitees Arbeiterhilfe hatte auch Hartrnut Scharmer
mitgearbeitet.

StA HH, 131-11, 1797

Scharmer setzte 1975 per Klage durch, dass Betrof­
fene sich von einer Anwältin oder einem Anwalt zur
Anhörung begleiten lassen konnten. Dies hatte der
Senat zuvor abgelehnt.

StA HH, '31-'1, '797
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Gerd Heide
uDie Wahrheit ist revolutionäree

Privatbesitz

Herausgeber: EDWIN HOERNLE BliND, Initiative zum Auf"bau eines
Bundes sozialistischer Lehrer und Erzieher, Hamburg.

GEGEN VERHETZUNG
UND INDOKTRINATION

Die KPD sprach sich in dieser Broschüre für einen klaren
politischen Unterricht in maoistischem Duktus aus.

Gerd Heide arbeitete seit 1968 im Schuldienst. 1975 wurde er als Beamter auf Lebens­
zeit suspendiert und später entlassen. Die Schulbehörde warf ihm vor, im Sozial­
kundeunterricht den Vietnamkrieg »einseitig prokommunistisch« dargestellt und die
Schülerinnen und Schüler in diesem Sinne beeinflusst zu haben. Er habe die vor­
geschriebene Ausgewogenheit des Unterrichts missachtet.

Heide erklärte, er habe nur »verbotene Wahrheiten« vermittelt: »Die Wahrheit
ist revolutionär. Die Schulbehörde als Instrument einer untergehenden Klasse muß die
Wahrheit unterdrücken.«

Bis I 98 I, als er in letzter Ins­
tanz verlor, blieb Heide suspen­
diert und erhielt die Hälfte seines
Gehaltes. Nach seiner Entlassung
arbeitete er als Lehrer an einer
Privatschule in Schleswig-Holstein.
1991 stellte er ein Gnadengesuch
an den Senat, das abgelehnt
wurde.58 I



Einige Schülerinnen und Schüler engagierten sich für den Verbleib
des Lehrers an der Schule, andere hatten seinen Unterricht kritisiert.
Foto: Privatbesitz

Gerd Heide engagierte sich in der
maoistischen KPD.
Foto: Privatbesitz

Als Heide trotz Hausverbot das Gymnasium Kaiser-Friedrich-Ufer
aufsuchte, wurde er im Mai I975 von der Polizei abgeführt.
Foto: Privatbesitz
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Ulla Hahn
Lehrauftrag gegen Parteiaustritt

11 ahn • 30.11.115 Braehthausen

zur Gastdelesierten fUr BundeaSJarteltag der DIP

luns Hal:lburs-Jlord gewählt

zur DXP-lCandldatln fUr die Wabl zur aezlrkllveraatll;_

und

wird auf" itreiadelosiertenkonferen:z des DKP-Kreiaes

Ilarlburg-Nord in den ICrel",,"orstand ßallburg_llord

Mitglied der DIP

Eur ordentlichen Deles1erton fUr DKP-Landeadele_

ilertenkonfercn::

2. 9.73

seit .73

Botr.: Dr. Ursula

Die Germanistin Ulla Hahn sollte 1977 einen Lehrauftrag für Literaturwissenschaft an
der Universität Hamburg erhalten. Wegen Aktivitäten in der DKP war die Genehmigung
von Senatsseite zunächst unsicher.

Der Lehrauftrag wurde schließlich nicht verboten. Wissenschaftssenator Dieter
Biallas (FDP) teilte Hahn in einem Gespräch aber mit, dass ihr Austritt aus der DKP
erwartet werde. Im Folgesemester kritisierte der Verfassungsschutz, Hahn habe weiter­
hin Kontakte zu »DKP-gesteuerten« Gruppen. Der Lehrauftrag wurde aber erneut
genehmigt, weil der Verfassungsschutz
die vorgesehene Meldefrist überschritten
hatte.

Hahn trat später aus der DKP aus
und feierte Erfolge als Schriftstellerin.
Bekannt ist sie für ihre lyrischen Werke
aber auch ihren autobiographisch ge­
prägten Romanzyklus über das Arbeiter­
kind Hilla Palm.

60 I
S. 2.74 lt. Amtl. Anzelgor Dl'P-Kandidat.1n fOr Wahl Eur

Bel/;irk.sveraa::ll:lluna Ilamburs-!Iord

23. 2.74 wird in e1nelll Artikel der UZ v. 23.2.710 lila

DKP.Hltglled beze1chnet

Akle",,;,",",z1J, '1J'W,.!j ,_ .~

FREIE UND HANSESTADT HAMBURG
ßEHORDE FUR INNERES

St•• tIIrat Dr. Fr.nsd na_burg, 2fjl)/l'

-·l:"rnr:q-S~~

.a,~

"

16. 4.74 Herau.ogeber1n elnea D1CP_!Candldaten_ und llnchbar_

achaftsbriefe:!l anlllBl1ch der Wahlen zur U41llb. Bllrger.

schaft und zu den BezirkaversulIlI1ungen

20. 4.1/j Wahl 1n d\!!n GruppcnvorlStalld der DKP-i'i'ohn,g:ßbietiS­

gl"uppe Eppendorrliloheluft

25.11.76 Teilnahllle an Bildungsvoranutaltung der DKP­

Wohngebletagruppe Eppendorf

Staatsrat Dr. Li.bracht

StA HH, 131-11, 1809, Nr. 15

Grundlage des Verfahrens waren die mitgeteilten An­
gaben des Verfassungsschutzes (oben). Auch nach­
dem ihr ein erster Lehrauftrag genehmigt worden war•
blieb sie im Fokus der Innenbehörde (links), Der
Verfassungsschutz drängte auf eine Klärung ihrer Be­
ziehung zur DKP.

~ ~~
I (/rj

.r
l
n ' •~ Dr. Ur.uI. H .. b n • )0.".45 Bracbthau.lIan il

'1111
Lieber Harr Li.bracbt. / 4~..?I"
.iner AD••ip cl.I" 'Uni"aralt .. t HaaburC ant.n.tuI. ich, daJfkflq
Frau Dr. Ha!ul auch 1.. S~••r •••••t.r 1978 ainan Lehraul'-

trag 1. Fachpbi.t Litaraturvi •••nachal'tan arhalten .011.

Mi t freundliche. Gruß

I. Hinblick aur Wleere htecheidWlC" YO. 21.10.77 bitte ich.

_.ich I1ber da. Er...bni. de. yon Ihnen _it hau Dr. Hahn ...­

rohrtan G••pr.licbe ltU unterrichten •

Staatarat Dr. Großmllnn

Senatiloamt rUr don Verwalt.lU1IP~­

d.ien:>t

• rhe1 ten.

Naua ••riebt.verwertbare Erk.nAtni •••• dia Z••1f.l aJl ihrer

Vart'a.aun«atrav.. b.p-Undan ktsnntlUl, .lud nicht anprallaJ:lo.
M •

Prau Dr. Kaha. untarbUt jedoch nach .i. vor IontaJc.ta su

If Or..ani••tl0n.D~ 41. :.wIlnele.t yon dar DU ... tau..Tt bs•• be­

d.nf'1uOt werdeA.



Ulla Hahn an ihrem
Schreibtisch

in den 1970er Jahren
Foto: Privatbesitz

» Geboren ... murmelte er, aufgewachsen
in Dondorf am Rhein ... Vater Hilfsarbeiter
... Bürolehre ... Abitur auf dem zweiten
Bildungsweg [00']

Labias scharrte unwillig in den Papieren.
Was haben Sie sich dabei gedacht?
Bei dieser Partei? Sie waren doch auf
einem guten Wege. Abitur. Studium. Ab­
schluss. Ihr Vater könnte stolz auf Sie
sein. Und Ihre Mutter. Was sagen die da­
zu? [00'] Was haben Sie sich dabei
gedacht?«

In ihrem Roman »Wir werden erwartet« verarbei­
tete Hahn das drohende Lehrverbot sowie das
Gespräch mit Wissenschaftssenator Biallas - hier
Labias - über ihre Aktivitäten in der DKP.
Ulla Hahn, Wir werden erwartet, Deutsche Verlags-Anstalt,
München 2017, S. 595f.

Da der Lehrauftrag noch nicht genehmigt war, unterrichtete
Ulla Hahn (Mitte) auf dem Flur des Philosophenturms.

Foto: Privatbesitz
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Peter Oehring
Der abgelehnte Gerätewart

Daß der Dunk nichls "Is ElcktrOlcdlllik und bestand
Papicr war, bek:lt1\ der Elck- die Abschlllßprüfung mit "bc­
trotcChnikcr jetZt Zll spüren. lricdl.!.~l1d".

In der Hansestadt, so will es NaCh einem Vorstellungs­
der sozial-liberale Senat, darf gespräch in der V~rsu<.:hs­

er nicht vom Staal angestellt anstall wun..lc lIlali sich schnell
werden, Dabei haue Oehring einig, Dl'r Elektrotechniker
weder Lehrer noch Richter sollte für ein Monalsgehah
werden wollcn, sondern nur von rund 2000 r-.fad; brutto
Gerätewan bei der Versuchs· eingestellt werden. Dchr~ng

anst<llt für Schweißtcl:hnik. wurde von einer Senalsbchör-
Die Stelle war ihm vom de :tur mcdizinisl:hen Unter­

Arbeitsillllt zugewiesen wor- StlCh111lg beStelh und "laug­
den. Ochring schien dafür der lieh" hir eine Einstellung im
riChtige Mann zu sein: Als öfTcllllkhcn Dienst bcfulloen.
Elcktro-Vomrbeiler und Ko- Doch bald darauf meldete
1001Oen~Führcr hatte cr sel:hs- sich bei OChring dus Pen;;o­
einhalb Jahre lang bei der nalamt der Hansestadt. Sci­
Montagebau Hamburg gear- ne Gesundheit war zwar in
beitet und dort laut Zeugnis Ordnung, aber seine Gcsin·
sein .,fundiertes Fachwissen nung nicht. Auf einem Form­
und ei!! e~staunliche!l Maß an 1bliltt ("Hodlamtungwo\l
Orgamsauonstalent restlos \KümmritC) bczweifchc das
zum Nutzen der Firma einge- Amt, duß sich der Techniker
setz(", Danach studiene er "zur freiheitlich <.ll'lllokruti­
drei Jahre lang beim Berufs- schen Grulldordnung im Sin~

fonbildungswerk des DGB IIC JClI <irundl!.eSelzes" be­
kenne, Ikgriindung: Er sci
Mill!.li~d <.ler DKP und habe
im -April <.liescs Jllhrcs für
den schkswig-holm>iuisthCIl
Lam.ltul! kam.hdio.:n

Oehr1ng!> Widcl:>prut:1i ~\:­
gen d~n Bescheid \\llll.h: '-er­
gang.ene Woche h'f'\ urfell.
Wäre er gewählt worden. hät­
le dcr DKP-Mann, de~sell

Groß, ater schon Kommunillt
war, als Abgeordneter in
Schlellwig-Holslcin Gesetze
l1lilbc~chließen dÜI fen. Doch
als Angestellter in Ilamburg
dllrf cr nud} niehl einmal
Schwcißeeräte wanen. "Wir
können - keinen Ulllcrs<.:hieu
iUl\:h der Tätil!keit machcn",
erläutert Senutssprecher Paul
Duo Vogel. ,.egal, ob jemand
Polileibeamter oder nur Gärt·
ner beim FriedhofsullH wer·
den will."

Dieser Meinune. sind indes­
sen niehl ulleSemTlOrell, Wäh­
rcnd die SPD-Vertreter seit je
emsig Jilgd auf 1I1lgeblichc
Radikale machen, versuchen
ihre FDP-Kollegen "nicht im­
mer gleich rot zu schell". So
für"htc! der freidcmokratische
Jllsti7.seniltor Ulrich Klu~,daß

,.bald llOl.!ar die Putt';:lUCIl
nur noch -auf dem Boden der
freilleitlidlcn demokratillr.ncll
Grundordnung bohnern dür­
fen". Parteifreund 1l1l,1 2.
Bürk!.cnncbter Dieter ~i3Ilas;

.,Da~s ist der Tod des HedltS~
q,l.lh" Fi'lix Pl'r.'/\:.I('in

Warum eInem Techniker
in Hamburg die
Einstellung in den
öffentlichen Dienst
verweigert wurde

Nach dem Krieg war ihm
die Hansestadt Hamburg
dunkbar. Für 2000 Steine, die
er "aus den Bombentrüm­
mem geborgen, abgeputzt und
bereitgestellt" halte, zeichnete
der Senat ihn mit einer Ur­
kunde aus: "Pcter Oehring
hat trotz vielfältiger Nöte lind
Sorgcn der sdlweren Nach­
kriegszeitfreiwillig lind selbst­
los zum Wiederaufbau Ham­
burgs bcigctragen,"

Opfer des Radikalenerlasses:
Peter Oehrjng mit Senatsbescheid

.. Gesundheit in Ordnung,
Gesinnung nicht

1
io,y o+c.:.J-

q (l )\

/VI

~BerUfsverbot

Bohnern für
den Rechtsstaat

In der linksliberalen Presse wurde besonders kritisch
über Fälle von nicht eingestellten oder entlassenen
Krankenschwestern, Lokomotivführern oder Geräte­
warten berichtet.

Stern. 4. 12. '975. StA HH, '3'-", 1787

25 ~

50 ~

15 ~

Die Arbeitsplatzbeschreibung macht deutlich,
dass Oehring im Rahmen der angestrebten
Tätigkeit kaum Möglichkeiten zur politischen
Beeinflussung gehabt hätte.

StA HH, '3'-II. 1787

A,bellsplalzbeSchreibung

Schweißtechn.1sche Lehr- u..'1d ',,,rsuehsanstalt
an der FF.5

Techn. Saehboarbltiter

Jan. 197:3

&1nwe1&UD.g von LehrgungDtcilneb:.erl'lauf dem ~b1ot

"U:llg<:.Ilg IÜt elaktrlsche:JI strom"

Beteiligung boi der Kon:s+..ruktion von e1ek""...r1schen Ga!'ütcn

.tlIr dio Durchftlhruns von Fcr3Chur.gr.au1'gabe:n

OberprUi\mg und qualifizierte Ropera'turon von Steuef'gerüten
Motoren und. elektronischen EinricbtlUJgen (z.D. Funkt.acllweiß
maschine, PreßstU!!lpf:::chwe1ßcr} I

selbsti1nd.tgB verantwortliche /j'l>orprüf'ung nonst1ger

elektronische!' Anlagen der SLV.

2. $~I • Elel..-trische Anlagen

). $1.II"nb<o:~"""9 ~'I\O ~,~. Techniker Va

~.l"Il_!J'n~(J ... e"' ..'l:lelllpl.ll.U'l._'I>!ll><:·nd.IllTid9t~l ... nl<.,lII1'u....... ___,._.~_6<""_"'_", ..... """l:_.-. _ .._ _ ..__
........._~._t....,.,_..,__~_·_·N·O: _"'_ __·...
_1_OV~~_ ....·........,~ ....K1"'.· ...._1
selbständige c1gt::nvEirantvortl1cbe UberwachlUlg und Ins"tnnd­
hcl~g der Sch"lIIeißßtrci;l.erzc.ugar uud ZUaatz.eir.r.i..chtongcn

(T'rans~oi""illatoro:o.. G~Qiehrieb1;er, UlQton&l")

FacbhocbschuJ.e Har:lburg

Peter Oehring war 1975 zu Beginn seines Verfahrens 46 Jahre alt. Nach dem Haupt­
schulabschluss hatte er von 1943 bis 1946 eine Fernmeldebaulehre bei der Reichspost
absolviert. Als 16-Jähriger war er 1944 zum Wehrdienst eingezogen worden.
Nach der Kriegsgefangenschaft hatte er in mehreren Firmen als Elektrotechniker
gearbeitet.

1975 bewarb er sich auf Vermittlung
des Arbeitsamtes bei der Schweiß­
technischen Lehr- und Versuchsanstalt
an der Fachhochschule Hamburg.
Da er 1975 für die DKP kandidiert hatte,
lehnte der Senat - gegen die Stimmen
der FDP-Senatoren - eine Einstellung ab.

Es waren Fälle wie der von
Oehring, die dazu beitrugen, dass der
Senat auf Druck der FDP die Regel­
anfrage beim Verfassungsschutz für
Angestellte abschaffte - mit Ausnahme
des Bildungsbereiches. Oehring

verstarb 1999.
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Peter Oehring protestierte
am 4.9. 1976 bei einerVeran­

staltung mit Willy Brandt.
Brandt hatte kurz zuvor ge­

sagt, er habe sich beim
Radikalenbeschluss »geirrt«.

Foto: Michael Meyborg

SüDSTORMARUKTUlll
Information der Deutschen Kommunistischen Partei

Oehring wurde ab­
gelehnt, weil er 1975
bei den schleswig­
holsteinischen
Landtagswahlen im
Wahlkreis Reinbek für
die DKP kandidiert
hatte.

StA HH, '3'-", 1787

Traurige Bilanzen

~t~s~rr;~~~~e~Üd~~nSt;~~'~e~nd
Gemeinden eingescnränk':; ~Ierden!!

Die Jugend Reinbeks fordern wir
~, sich VO!l /len 'lhllkiirakten
der cnu nicht einschüchtern :;:;u
lassen I Den Anhä."lgern der tlao­
Basernkurier-Chaoten sollten
inzwischen ein paar Lichter
aufgegangen sein, daß letztlich
Reaktion und Chaoten nand in Hand
arbeiten und F' iode jede!l Fort­
schritts sindl
Laßt uns also geroeinsam mit allen
Demokraten dieses Landes auCh für
ein naues Jugendzentrum kämpfen!

SiCherheit in diesem Lunde durch
gute Verhältnisse hier ~ und
duroh Ausbau der Ra:ldelsbezieh­
ungen zu den sozialistischen
Ländern und der Erfüllung der
bestehenden Verträge!

~teiger.d.

Auf die katastrophalen Zust~nd'"

b",rt<mhllfn "i"s bereits 1969 der
für pedna~8lc !1edhin hin. Die don
~enden Kinder- und Fra"enllute stdl~On

. .,st, daß von rund 30.000 Säugli1\l\cn, die
beldcrGeburt8terben, l.S.OOOgcrettel
"erden k1\nnt,,-n, ,,'enn "lne be"serenedüt­
nische Betreuung d"r Fm''''''' "ähn'nd der
Schwangerschaft erfolgen und die ~jß8tän­

de in der Geburtenhilfe besllitigt",ürden .
Lansjährige Vorsdlläge und forderung'ln
für "iMn cr"eiterten Huttel"ltu.:hun, l.ur I'<:r­
besserungderGeburtenhilfeundetnerwirk­
sa"",,, rill'-dizints<:hen und """Ial"n "ot~ und
Fursorge fUr \olenlence }liincr In'. betrlebli­
ehen und medi~1nisd""" Bereich ~Ind bls
heute nkht "''''''irklü.ht.
benn der .0", Volk erarbeitete Jl.ei~h­

tu",ko=t nicht den "rbeitendenl-len­
schenzugllte. Erf1ießt in die Taschen
der Hilllonllre und :1HIi<lrdll:re und In
den Rüstungsetat. l}<,shalh Ht unSH
Gesundhel.ts"esenkt,mk.lJndd"shalb
forderndl"DKP, dieG,,,,ukscharten, 1"1­
"",r lIl"hr Mensehen in $t"dt und l.il~d den
Ausbau von medizini&chen Einrichtungen..(~ 1 ;~::I~:~~~:h~~~5~~:d~;~~t:~~~~~~;1v::

r

'\\ Mitteln fur d.!ese 1ebcns"icht:lgen Hal>-

J/e1\'\e MO"'"

r Am 25.2.75wurde der vom 3undesver-\J1t\: Y\ fassungsgerJ.cht gefaßte Beschluß
bekanntgegeben

• D~e Fr~stenlosun8 ~st ungesetzllCh 1

Das helßt m~t anderen Worten: Die

VY\ir 11\ ~:~~e~c~~:~b:~~t:i~a~~~;ede; ~~1J.o-
~n!U".., mm~Her.u.seber DKP-Grupp, Sudstom.rn ~~

verantwort1J.ch. ~~~e~I~~~;:Mütdstr. 26 • I .;. ~ -

Auskun.ft unter 'l'el. 735 82 35 oder
obiger Anschrift

.,

Preis: Solide!'itätsspende

Landta~skandidat der D K ?

Peter Oehring, 46 Jahre, ver­
heiratet, 1 Tochter, E-Techni­
ker.
2 Barsbüttel, Redderbusch 8.

'he sichel:' leben Otto-tlormal­
Bürger in Reinbek,',*"entorf u. Au­
mühle?

So mußte doch wohl die Fra-r:e des
l1öchtego't'n-Biedermanns CDU·Titzck
im Rathaus Reinbel{ heißen !!
In diesem von der CDU ree:ierten
MUBterland wurden die ReiChen
it!Jmer reicher und die Bevölke­
rungunsicherer und arbeitsloser!
Es fehlen tausende von Lehrstel­
len - und man scheint in der CDU
auch noch stolz. darüber zu sein,
daß man der Jugend in Reinbek
das Zentru~ abgeknöp:ft hat. Für
wahr, '.~er lst hier in Schleswig­
Holstein schon von den ~lachen­

scharten der wirtschaftlich
~lächtigen U:1d ihrer CDU~nand­

langer in Ref';ierung und Behör­
den sicher? Gewerkschafter,
Kom~1Unisten, Sozialisten 11."1d
andere Demokraten '"erden \·.'ej:;en
ihres Eintretens für die GrUnd­
rechte, unter Bruch der Ver­
fassung bespitzelt, verfolgt und
um Loh.'"l. und Brot gebracht! Die­
sem schä.'"ldlichen Treiben muß Ein­
halt geboten werden!

Es darf nicht so weitergehen, daß der Profitgier des Großkapitals
Arbeitsplätze geopfert werden, daß Arbeiter und Angestellte die
Mißwirtschaft des kapitalistischen SysteQs mit Kurz,arbeit bezahlen!

'Es derf nicht so we:j.tergen.en. daß junge 11enschen den Weg ins Leben
als Arbeitslose beg~nnen müssen, daß durch Lehl'stellent:langel, Numerus
clausus und die Schließunf, von Jugen..'i.zentren die Jugend in du Re­
signation oder Kriminalitat setrieben werden!

Es darf nicht so weiterr:ehen,daß die Kouz,erne aus Profitsucht ?abri­
ken ~ns Ausland verlagern und unsere Arbeitsplätze vel"llichten!

Es darf nicht so Iveiterp:ehen.daß die Großunternehmen Riesen(':e'.Ünne
erz~elen, J.hre Bllanzen verschleiern, wä.'1rend die Forderungen der
Arbeiter und Angestollten auch von der SPD!FDP Rer;ierung zuriick­
lI:ewieaen und unerfüllt oJ.eioon!

In diesem Lande werden wieder Sicherheit und Verfassungstreue ein­
ziehen. "'enn der verderblichen Politik der Großbanken und Konzerne
und ihrer Lobby im Landtag die rlandete durch die Wiihlllrschaft ent­
zOll:en werden!

Ausgabe: Reinbek, Wentorf .AumU~e
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Hans-Peter de Lorent
Ein ))Berufsverbotsroman(( vor Gericht

Privatbesitz

Das Hamburger Landeskomitee der Ini­
tiative ),Weg mit den Berufsverboten«
dokumentierte die Solidaritätsschreiben
für de Lorent aus dem In- und Ausland.

Zahlreiche Schülerinnen und Schüler setzten
sich für de Lorent ein wie hier vor dem Amtsgericht
Altona 1981.

Foto: Michael Meyborg

Das Verfahren des Lehrers und ehemaligen Referendarsprechers Hans-Peter de Lorent
begann 1974. Wegen seiner DKP-Mitgliedschaft wurde er nicht verbeamtet. Da er
keine Parteifunktionen ausübte, wurde er aber als Angestellter an einer Volks- und Real­
schule beschäftigt. 1980 sollte er im Zuge
der Liberalisierung verbeamtet werden.

Wegen Formulierungen in seinem
Roman »Hexenjagd. Ein Berufsverbots­
roman« wurde er zuvor wegen Beamten­
beleidigung angeklagt und gleichzeitig
die Entlassung ausgesprochen. Die Ge­
richte sprachen ihn nach langen Ver­
handlungen frei. 1983 wurde de Lorent
nach fünf Anhörungen und 18 Gerichts­
verhandlungen als Lehrer verbeamtet.

Im Sommer 1989 trat de Lorent aus
der DKP aus. Er war später Vorsitzender
der Hamburger GEW, Bürgerschaftsab­
geordneter der Grün-Alternativen Liste
(GAL) und leitender Beamter in der
Schulbehörde.
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1980 war Hans-Peter de
Lorents Roman •• Hexenjagd«

erschienen.
Foto: Michael Meyborg

Freiheit der Kunst geht
über Recht der Person

I 65

Das Buch wird nicht
verboten. Der Autor
Hans-Peter de Lorent (35)
ist freigesprochen. Seine
Begriffe und Formulie­
rungen werden von der
Kunstfreiheit gedeckt;
deshalb sind sie keine
Beleidigung oder üble
Nachrede. "Mafiosi" und
"verklemmte Persönlich­
keiten" in der Schulbe.
hörde, eine "Ratte" als
Regierungsdirektor, eine
"Paarung. von Unver­
schämtheit und Dumm­
heit" als Schulleiter hatte
der Hamburger Lehrer de
Lorent seinen Vorgesetz­
ten schriftlich nachge­
rühmt. Das brachte ihm
eine Strafanzeige ein.

"Die Hexenjagd" heißt
der autobiographische
Roman, den de Loren.t im
Sommer 1980 über das
veröffentlichte, was den

einen "Berufsverbot",
den anderen "Extremi­
stenerlaß" ist. Mathema­
tiklehrer de Lorent war
Kommunist, wollte aber
Beamter werden. Sieben
Jahre lang sammelte er
Erfahrungen mit Anhö­
rungen, Eintragungen in
Personalakten, mit der

Schulaufsichtsbehörde
und strafweise!' Verset­
zung. Das reichte ihm als
Stoff für seine "Hexen­
jagd".

De Lorents ehemaliger
Schulleiter Langen fand
sich im Roman als böser
Schulleiter "Kurzmann"
verunglimpft. Der inzwi­
schen verstorbene Se­
natsjurist Delius ent­
deckte sich in der Person
des "Delirius". Man traf
sich vor dem Amtsge-

. richt Hamburg-Altona,
das im Dezember 1981

entschied, "Die Hexen­
jagd" sei ein literarisches
Kunstwerk, genieße also
den verfassungsrechtli­
chen Schutz des Artikels
5, Absatz 3 des Grundge­
setzes. Die satirische
Überspitzung könne dem
Autor nicht als Beleidi­
gung und üble Nachrede
angekreidet werden.

Die Staatsanwaltschaft
legte Revision ein. Sie
wurde gestern vom Han­
seatischen Oberlandesge­
richt verworfen. Anders
als im Fall von Klaus
Manns Gründgens-Ro­
man "Mephisto" (1971
vom Bundesverfassungs­
gericht verboten) wurde
hier die Kunstfreiheit
höher veranschlagt als
das Persönlichkeitsrecht
der geschilderten Perso­
nen. dib

De Lorent wurde in zwei gerichtlichen
Instanzen freigesprochen:
Sein Roman war durch die Kunstfreiheit
geschützt.
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